
Kurzbericht - 68 

Ausschuss für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Digitalisierung 

(35. - öffentliche - Sitzung am 7. Juni 2019) 

Beratungsthemen: 

1. Vorstellung der Studie von Volkswagen zur CO2-Bilanz von Elektroautos durch Herrn 

Dr. Gernuks sowie Herrn Dr. Scherelis und Herrn Trojek 

 

Die Vertreter der Volkswagen AG stellten die Studie vor und beantworteten Fragen aus 

den Reihen des Ausschusses. 

  

2. Unterrichtung durch die Landesregierung zu dem Thema „Unterstützung 

mobilitätseingeschränkter Reisender im Bahnverkehr“ 

 

Der Ausschuss nahm die Unterrichtung entgegen und führte darüber eine Aussprache. 

  

3. Unterrichtung durch die Landesregierung zum Sachstand „Digitalbonus“ 

 

Der Ausschuss nahm die Unterrichtung entgegen und führte darüber eine Aussprache. Er 

nahm einstimmig das Angebot von Staatssekretär Muhle an, den Ausschuss regelmäßig - 

etwa quartalsweise - über den Fortgang der Dinge zu unterrichten. 

  

4. Beschlussfassung über den Antrag auf Unterrichtung durch die Landesregierung zu 

den Äußerungen während der mündlichen Anhörung zu dem Antrag 18/3260 

„Digitales Bauen in Niedersachsen voranbringen - Potenziale des Building 

Information Modelings (BIM) nutzbar machen“ seitens der Vertreter der 

Architektenkammer Niedersachsen, dass Minister Dr. Althusmann und einer seiner 

Staatssekretäre u. a. wohl im Rahmen des sogenannten BIM-Clusters eine finanzielle 

Förderung durch das Land bei der Ausstattung privatwirtschaftlicher Akteure mit 

Software und Hardware in Aussicht gestellt haben 

 

Das Ausschussmitglied der Fraktion der AfD zog den Antrag zurück. 
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5. Digitales Bauen in Niedersachsen voranbringen - Potenziale des Building 

Information Modelings (BIM) nutzbar machen 

Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion der CDU - Drs. 18/3260 

 

Der - federführende - Ausschuss beriet über den Antrag. Er empfahl dem Landtag 

vorbehaltlich der Zustimmung des - mitberatenden - Ausschusses für Haushalt und 

Finanzen, den Antrag in der Fassung des Änderungsvorschlages der Fraktionen der SPD 

und der CDU (Vorlage 9) anzunehmen.  

 

Zustimmung:  SPD, CDU, AfD 

Ablehnung:  GRÜNE, FDP 

Enthaltung:  - 

 

Der Ausschuss bat den Ausschuss für Haushalt und Finanzen, die Mitberatung in seiner 

nächsten Sitzung durchzuführen, um eine Verabschiedung des Antrages im Juni-Plenum 

zu ermöglichen. 

 

Die Koalitionsfraktionen erklärten sich bereit, im Vorfeld der abschließenden 

Plenarberatung Gespräche mit Vertretern der Fraktionen der Grünen und der FDP zu 

führen. Ziel soll sein, einen von den Fraktionen der Grünen und der FDP mitgetragenen 

Änderungsantrag zu erarbeiten. 

  

6. Beschlussfassung über den Antrag auf Unterrichtung durch die Landesregierung 

zur Einschätzung und Bewertung der potenziellen Auswirkungen der 

bundesgesetzlichen Änderung des Personenbeförderungsgesetzes auf das Taxi- 

und Mietwagengewerbe in Niedersachsen 

 

Der Ausschuss nahm den Antrag einstimmig an. 

  

7. a) HVV stärken - Nahverkehr im Hamburger Umland vernetzen und ausbauen 

Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion der CDU - Drs. 18/2031 

 

 b) HVV-Qualitätsoffensive - Nahverkehr im Hamburger Umland stärken, optimieren, 

vernetzen und ausbauen 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/2577 

 

 Der - federführende - Ausschuss schloss die Antragsberatungen ab. Er empfahl dem 

Landtag vorbehaltlich der Zustimmung des - mitberatenden - Ausschusses für Haushalt 

und Finanzen, die Anträge in der Fassung des Änderungsvorschlages der Fraktionen der 

SPD und der CDU (Vorlage 9 zu Drs. 18/2031, Vorlage 6 zu Drs. 18/2577) anzunehmen. 

 

Der Ausschuss bat den Ausschuss für Haushalt und Finanzen, die Mitberatung in seiner 

nächsten Sitzung durchzuführen, um eine Verabschiedung des Antrages im Juni-Plenum 

zu ermöglichen. 

 

Zustimmung:  SPD, CDU, AfD 

Ablehnung:  GRÜNE, FDP 

Enthaltung:  - 

  

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/03001-03500/18-03260.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/02001-02500/18-02031.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/02501-03000/18-02577.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/02001-02500/18-02031.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/02501-03000/18-02577.pdf
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8. Carsharing und Elektromobilität voranbringen - Öffnungsklauseln für 

innerstädtische Parkplatzbewirtschaftung gestalten 

Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion der CDU - Drs. 18/1853 

 

Der Ausschuss schloss die Antragsberatung ab. Er empfahl dem Landtag, den Antrag in 

der Fassung des Änderungsvorschlages der Fraktionen der SPD und der CDU (Vorlage 6) 

anzunehmen. 

 

Zustimmung:  SPD, CDU 

Ablehnung:  AfD 

Enthaltung:  GRÜNE, FDP 

  

9. a) Entwurf eines Reformgesetzes zur Vergabe öffentlicher Aufträge in 

Niedersachsen 

Gesetzentwurf der Fraktion der FDP - Drs. 18/1524 

 

 b) Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Tariftreue- und 

Vergabegesetzes und der Niedersächsischen Landeshaushaltsordnung 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 18/3693 

 

 Der - federführende - Ausschuss nahm die Gesetzesberatungen auf. Er kam überein, zu 

den Gesetzentwürfen in der Sitzung am 30. August 2019 eine Anhörung durchzuführen, zu 

der die beiden großen Fraktionen jeweils drei und die drei kleinen Fraktionen jeweils einen 

Anzuhörenden gegenüber der Landtagsverwaltung benennen sollen. 

  

10. Entwurf eines Gesetzes zur Neufassung des Niedersächsischen Versicherungs-

aufsichtsgesetzes und zur Änderung des Niedersächsischen Gesetzes über die 

Versorgung der Steuerberater und Steuerbevollmächtigten 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 18/3623 

 

Der - federführende - Ausschuss nahm die Gesetzesberatung auf. Er kam überein, zu dem 

Gesetzentwurf die kommunalen Spitzenverbände schriftlich anzuhören. 

  

11. Bahnverkehr voranbringen, Bürgerbeteiligung gewährleisten, Lärmschutz stärken 

Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion der CDU - Drs. 18/2901 

 

Der Ausschuss schloss die Antragsberatung ab. Er empfahl dem Landtag, den Antrag 

unverändert anzunehmen. 

 

Zustimmung:  SPD, CDU, GRÜNE, AfD 

Ablehnung:  - 

Enthaltung:  FDP 

  

12. Gut gemeint, aber schlecht gemacht - die jetzige A1-Bescheinigung muss 

abgeschafft werden! 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 18/3646 

 

Diesen Punkt setzte der Ausschuss von seiner Tagesordnung ab. 

  

13. Für mehr Verkehrssicherheit und Klimaschutz: Ja zum Tempolimit auf Autobahnen! 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/3650 

 

Der Ausschuss nahm die Antragsberatung auf. Er bat die Landesregierung, in einer der 

nächsten Sitzungen zu dem Antrag eine Unterrichtung vorzunehmen. 

  

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/01501-02000/18-01853.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/01501-02000/18-01524.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/03501-04000/18-03693.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/03501-04000/18-03623.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/02501-03000/18-02901.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/03501-04000/18-03646.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/03501-04000/18-03650.pdf
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14. Niedersächsisches Rüstungsindustrie-Kataster 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/3256 

 

Der - federführende - Ausschuss schloss die Antragsberatung ab. Er empfahl dem 

Landtag, den Antrag abzulehnen. 

 

Zustimmung:  SPD, CDU, FDP, AfD 

Ablehnung:  GRÜNE 

Enthaltung:  - 

 

Der Ausschuss bat den Ausschuss für Haushalt und Finanzen, die Mitberatung in seiner 

nächsten Sitzung durchzuführen, um eine Verabschiedung des Antrages im Juni-Plenum 

zu ermöglichen. 

  

15. Radwegebaubeschleunigungskonzept entwickeln - Radverkehr in Niedersachsen 

stärken 

Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion der CDU - Drs. 18/3664 

 

Der - federführende - Ausschuss bat die Landesregierung, in einer der nächsten Sitzungen 

zu dem Antrag eine Unterrichtung vorzunehmen. Er kam überein, zu dem Antrag eine 

schriftliche Anhörung durchzuführen, zu der die beiden großen Fraktionen jeweils zwei und 

die drei kleinen Fraktionen jeweils einen Anzuhörenden gegenüber der 

Landtagsverwaltung benennen sollen. 

  

16. Verschiedenes 

 

Zu diesem Punkt ergaben sich keine Wortmeldungen. 

 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/03001-03500/18-03256.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/03501-04000/18-03664.pdf

